
Öffentliche Bekanntmachung der der 3. Satzung vom 21.06.2023 zur Änderung 
der Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und Benutzung 
städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und 
ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) vom 21.02.2018 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 15.06.2023 aufgrund der §§ 7 und 41  
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW.S.666 / SGV.NW. 2023) 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) und 
der §§ 2,4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
vom 21.10.1969 (GV. NRW.S.712) zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2022 (GV. 
NRW. S.233) folgende 3. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die 
Unterhaltung und Benutzung städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, 
Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) vom 21.02.2018 
beschlossen: 
 
Artikel I 
 
Die Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und Benutzung städtischer 
Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge 
(Unterkunftssatzung) vom 21.02.2018 wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 3 wird wie folgt ergänzt: 
 
„(3) Bei der erstmaligen Aufnahme oder einem Wechsel der Unterkunft erhält der 

Benutzer gegen schriftliche Bestätigung: 
 

a.  die Einweisungsverfügung mit Angaben der unterzubringenden Person/en und 
der Bezeichnung der zugewiesenen Nutzfläche, 
 

b.  einen Abdruck dieser Satzung und der Benutzungsordnung, 
 

c.  Unterkunftsschlüssel, 
 

d.  ein Kurzprotokoll über das zur Verfügung gestellte Zimmerausstattung.“ 
   
„(7) Für nachweislich durch grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz des Bewohners 

entstandene Schäden am zur Verfügung gestellten Inventar oder am Gebäude der 
Unterkunft haftet der Verursacher. Für einen Verlust des zur Verfügung gestellten, 
protokollierten Inventars haftet der Nutzer. 
Die Reparaturkosten oder die Kosten für eine Ersatzbeschaffung werden im Falle 
der Schädigung dem Verursacher, im Falle des Verlustes dem Nutzer, in Rechnung 
gestellt.“ 

 
 
§ 4 wird wie folgt ergänzt: 
 
„(4) Der Benutzer erhält bei seinem Auszug oder bei einem Wechsel der Unterkunft ein 

Übergabeprotokoll über das im verlassenen Zimmer festgestellte, städtische 
Inventar.“  

 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
 
„(1) Die Stadt erhebt für die Benutzung der in § 1 in Verbindung mit dem Gebührentarif 

genannten Unterkünfte Benutzungsgebühren (Grundgebühr und Verbrauchsgebühr 
und Stromkostenpauschale). Die Gebühr wird im Rahmen einer IST-Belegung 



kalkuliert. Bei der Erhebung der Grundgebühr wird differenziert zwischen der 
Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft und der Unterbringung in einer 
abgeschlossenen Wohneinheit.  
 
 

(2) Die Grundgebühr beträgt pro Nutzer und Kalendermonat  
 

 - in einer Gemeinschaftsunterkunft: 177,06 €  
 - in einer abgeschlossenen Wohneinheit: 212,47 € 
 (vergl. Gebührentarif) 
  
(3) Die Verbrauchsgebühr (Heizung, Wasser, Abfallbeseitigung, Abwasser, 

Mietnebenkosten) wird als Pauschale erhoben. Diese wird auf Grund der 
Aufwendungen für die Verbrauchskosten ermittelt und auf die Nutzer umgerechnet. 
  

 Zur Zeit beträgt die Verbrauchsgebühr je Nutzer und Kalendermonat: 42,47 € 
   
(4) Die Stromkostenpauschale wird separat berechnet und ausgewiesen. 

Sie beträgt zur Zeit je Nutzer und Kalendermonat: 
 

30,18 € 
 
§ 6 wird wie folgt geändert: 
 
Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der Unterkünfte. 
 
„Der Gebührentarif (Anlage) wird wie folgt neu gefasst:  
 
„Anlage zur Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und die Benutzung 
städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und ausländische 
Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) 
 
Gebührentarif 
 
Für die nachstehend aufgeführten Unterkünfte werden die monatlichen Benutzungsgebühren 
wie folgt festgesetzt: 
 
Grundgebühr pro Nutzer/Kalendermonat  

 
- in einer Gemeinschaftsunterkunft: 177,06 €  
- in einer abgeschlossenen Wohneinheit: 212,47 € 

 
Verbrauchsgebühr pro Nutzer/Kalendermonat: 42,47 € 
 
Stromkostenpauschale pro Nutzer/Kalendermonat: 30,18 € 
  
Unterkünfte:  
 

Nr. Anschrift Ortsteil Unterkunftsart 

1 Ackerweg 17 Walberberg Gemeinschaftsunterkunft 

2 Am Ühlchen 19 Bornheim Abgeschlossene Wohneinheit 

3 Donnerbachweg15a Waldorf Gemeinschaftsunterkunft 

4 Eupener Str. 6 Sechtem Gemeinschaftsunterkunft 

5 Friedrichstr. 3 Roisdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

6 Rheinstr. 117 (linke Wohnung) Hersel Abgeschlossene Wohneinheit 

7 Rheinstr. 117 (rechte Wohnung) Hersel Abgeschlossene Wohneinheit 

8 Schornsberg 2 Brenig Abgeschlossene Wohneinheit 

9 Sechtemer Weg 57-79 Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 



10 Siegesstr.28 Roisdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

11 Zehnhoffstr. 7 Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

12 Allerstraße 17 Hersel Gemeinschaftsunterkunft 

13 Feldchenweg 34-38 Waldorf Gemeinschaftsunterkunft 

14 Keldenicher Str. 20-24 Sechtem Gemeinschaftsunterkunft 

15 Goethestraße 1a Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

16 Albertus-Magnus-Str. 18 Dersdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

17 Kämpchenweg 34 Sechtem Abgeschlossene Wohneinheit 

18 Maaßenstr. 11 Hemmerich Abgeschlossene Wohneinheit 

19 Torburg Burgstr. 51 Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

20 Wallrafstr. 1  Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

21 Albertus-Magnus-Str. 22 Dersdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

 
 
Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 

Vorstehende 
Bezeichnung der Satzung 

3. Satzung vom 21.06.2023 zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die 
Unterhaltung und Benutzung städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, 
Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) vom 21.02.2018 

 
mache ich hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - 
Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht bekannt. 
 

Hinweis 
 

Ich weise gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW darauf hin, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bornheim vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.  

 
Bornheim, den 21.06.2023 
 
 
 
(Christoph Becker) 
Bürgermeister 
 
 


